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1. Die COMECE: Kirchliches Engagement bei den Institutionen der Europäischen Union


Die Kommission der Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaften, die ich hier bei Ihnen vertreten darf und von der ich Ihnen herzliche Grüße überbringen darf – insbesondere von ihrem Präsidenten, Bischof Josef Homeyer von Hildesheim – besteht seit dem Jahr 1980 und ist in Brüssel beheimatet.


Die 22 Bischofskonferenzen der 25 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
 entsenden jeweils einen Bischof als Delegierten zur COMECE. Zwei mal im Jahr, meist im März und im November, treffen sich die delegierten Bischöfe, ihre Experten und Berater sowie das Generalsekretariat zur Vollversammlung, meist ebenfalls in Brüssel. Dabei werden sowohl aktuelle Themen der Europapolitik besprochen wie auch laufende Angelegenheiten der COMECE.


Die Koordination der COMECE wird vom Sekretariat wahrgenommen, das derzeit aus 10 Mitarbeitern – mit dem Generalsekretär an der Spitze – aus sieben verschiedenen Ländern besteht. Das Sekretariat unterhält den dauernden Kontakt mit den politisch Verantwortlichen und den Mitarbeitern der Institutionen der EU sowie mit den anderen vor Ort anwesenden kirchlichen Institutionen. Es betreut die verschiedenen politischen Dossiers – etwa aus dem Bereich der Migrations - und Asylpolitik, der Forschungspolitik, der sozialen und wirtschaftlichen Fragen, der Gemeinsamen Außenpolitik der Union, der Bildung und der Kultur – es analysiert die politische Situation und vermittelt im Kontakt mit den Institutionen auf der Grundlage der Katholischen Soziallehre die Position der Katholischen Kirche in den genannten Themenbereichen.


Zwei Aspekte sind hier wesentlich: erstens – die Arbeit der COMECE richtet sich vor allem auf die Politik der Europäischen Union, d.h. auf jene Politikbereiche, in denen die Union als solche eine eigene Kompetenz von den Mitgliedsstaaten übertragen bekommen hat. Konkret bedeutet das, dass bestimmte Themenbereiche, die sich die Mitgliedsstaaten vorbehalten haben, durch „Brüssel“ nicht geregelt werden und daher auch nicht durch die COMECE bearbeitet werden.


Zweitens arbeitet die COMECE in der Regel „reaktiv“ – d.h., sie beobachtet sehr genau die politischen Vorgänge, sie antwortet auf Initiativen der Europäischen Institutionen, sie wird selbst aber nicht initiativ. Das hat zum Teil mit dem von den Institutionen gepflegten Selbstverständnis einer strikten Trennung von Kirche und Staat zu tun, zum anderen aber auch mit der praktischen Tatsache, dass dazu der COMECE auch das Personal fehlt.


Ich habe bewusst soeben gesagt „in der Regel“, und es gibt, wie sie wissen, von jeder Regel Ausnahmen. So hat die COMECE im vergangenen April ein Strategiepapier zu einer europäischen Familienpolitik veröffentlicht. Sie greift damit eine Diskussion auf, die derzeit in verschiedenen Institutionen der Europäischen Union geführt wird: Müsste es nicht angesichts der demographischen Situation ein Europa auch eine eigene europäische Familienpolitik geben? Und wie könnte oder sollte sie aussehen? Hier nimmt die COMECE bewusst einen Trend auf und verstärkt ihn, um damit auch Standpunkte des kirchlichen Sprechens über die Familie in die Diskussion zu werfen.

Ähnliches gilt für die von der COMECE im April d.J. veranstaltete Pilgerreise nach Santiago. Hier wurde das historische Ereignis der Erweiterung der Europäischen Union mit zehn Mitgliedsstaaten zum Anlass genommen, das Engagement der katholischen Kirche für den europäischen Integrationsprozess einer größeren (politischen) bewusst zu machen: Gott für das weitere Zusammenwachsen Europas zu danken und gleichzeitig die Christen in Europa aufzurufen, dieses Zusammenwachsen auch zu ihrer eigenen, vom Evangelium her mit bestimmten Aufgabe zu machen.

2. Die Europäische Union und die Bildungspolitik


Damit komme ich zum zentralen Thema meines Vortrags, zu dem ich strikt genommen sehr kurz sein kann. Im Artikel 149 des Vertrags von Amsterdam zur Allgemeinen Bildung heißt es: „Die Gemeinschaft trägt zur Entwicklung einer qualitativ hochstehenden Bildung dadurch bei, dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten fördert und die Tätigkeit der Mitgliedsstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der Mitgliedsstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems erforderlichenfalls unterstützt und ergänzt“ und zwar durch, wie es unter Ziffer 4 desselben artikels heißt, „unter Ausschluß jeglicher Harmonisierung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften“. Analoges gilt von der beruflichen Bildung sowie der Jugend- und Kulturpolitik. Konkret heißt das: keine direkte Zuständigkeit der Europäischen Union im Bereich der Bildungspolitik.


Sie haben wahrscheinlich das „aber“ bereits gehört. Dort, wo die Entwicklung einer qualitativ hochwertigen Bildungspolitik die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten notwendig macht, dort darf und soll die Europäische Gemeinschaft aktiv werden – indem sie die Anstrengungen der einzelnen Mitgliedsstaaten in diesem Sachbereich bündelt und koordiniert. Zu diesem Zweck wurde die Methode der „offenen Koordination“ vereinbart: Mitgliedsstaaten können, aber müssen nicht an gemeinsamen Entwicklungen und Projekten teilnehmen.


Das klingt allerdings besser, als es de facto ist. In ihrer Rede auf der Konferenz der Bildungsminister im Rahmen des Bolognaprozesses im vergangenen September hat Viviane Reding, die für Bildung verantwortliche Kommissarin der Europäischen Kommission deutlich gemacht: „Der Prozess zur Angleichung der Hochschulsysteme durch die Einführung des Master-Systems in Europa verläuft nach der Methode der offenen Koordination. Jedem Mitgliedsstaat steht es frei, daran teilzunehmen. Allerdings muss auch deutlich sein, dass Hochschulen, die das System bis zum Jahr 2009 nicht übernehmen, sich schließlich selbst von der weiteren Zusammenarbeit ausschließen“. Konkret kann das nur bedeuten: wer nicht bereit ist, der Mehrheit zu folgen, wird es schwer haben, mit anderen in Zukunft zu kooperieren. Letztendlich sind es die Mobilität von Studenten und Dozenten sowie die großen europäischen Bildungsprogramme und die damit verbundenen Fördermittel, die Universitäten mit sanftem Druck bewegen, ihr System anzupassen.

3. Reduktionistische Tendenzen


Bildung in Europa, und das spätestens seit dem Europäischen Rat von Lissabon im Jahr 2000 deutlich geworden, ist nicht mehr Selbstzweck nach dem alten, vielleicht romantischen Ideal von Humbold, sondern steht im Dienst des wirtschaftlichen Wachstums und Fortschritts. Lissabon formulierte das Ziel, Europa bis zum Jahr 2010 zum dynamischsten und wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen. Diesem hochgesteckten Ziel müssen alle anderen Anstrengungen dienen. ‚Wissensgesellschaft’, ‚lebenslanges Lernen’, ‚employability’ und ‚benchmarking’, so lauten seither die Elemente des europäischen Bildungscredos. Dabei wird die andere Dimension der Bildung leider vergessen: dass Bildung auch dazu dienen soll, das eigene Leben selbstverantwortlich in die Hand zu nehmen und zu gestalten und selbst dann Sinn und Erfüllung zu finden, wenn man mit seinen Fähigkeiten und Talenten nicht mehr auf dem Arbeitsmarkt gebraucht wird. Nur langsam setzt sich die Erkenntnis durch, dass diese Dimension der Bildung nicht vergessen und vernachlässigt werden darf.


Im Rahmen der verschiedenen Konsultationsprozesse hat die COMECE immer wieder in ihren Stellungnahmen diese Seite der Bildung betont und ihr Fehlen in den Kommissionsdokumenten bemängelt. Dass steter Tropfen den Stein höhlt, beweist die Mitteilung der Kommission zum Lebenslangen Lernen aus dem Jahr 2001
. Dort findet sich plötzlich der Bemerkung, dass Lernen auch eine „spirituelle und kulturelle Dimension“ besitze und die Beschränkung der Definition auf die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktdimension zu kurz greife.


Im Gegenzug wird bei der Lektüre des Vorschlags zu den Bildungsprogrammen für den Zeitraum 2007-2012 deutlich, dass solche Ansichten nicht von bleibender Dauer sind
. Zu deutlich wird in diesen Dokumenten Bildung wieder auf Ausbildung reduziert. Es bedarf daher der ständigen Aufmerksamkeit und des fortwährenden Dialogs mit den mit Bildung befassten Institutionen.


Im Zusammenhang mit der Reduktion des Bildungsbegriffs möchte ich noch ein zweites Phänomen ansprechen, das nicht auf die Institutionen der Europäischen Union beschränkt ist, sondern den in Strassburg ansässigen Europarat mit berücksichtigt, dass meines Erachtens aber unserer weiteren Aufmerksamkeit bedarf.


Nach den Ereignissen vom 11. September 2001 und allem, was folgte, ist auch in Europa deutlich geworden, dass Religion als Faktor menschlicher Identität und Kultur eine bedeutende Rolle spielt. Dieser Tatsache versuchen die Institutionen verstärkt Aufmerksamkeit zu schenken – sei es durch die Förderung des Dialogs im Mittelmeerraum, sei es durch eine zunehmende Reihe von Veranstaltungen, die sich mit dem „Phänomen Religion“ auseinandersetzen. Interessant – und alarmierend – ist allerdings die Tatsache, dass Religion auf eine „kulturellen Faktor“ reduziert zu werden droht. In einer Reihe von Seminaren, die der Menschenrechtskommissar des Europarates in den letzten Jahren veranstaltet hat, wird immer wieder die Notwendigkeit des interreligiösen Gesprächs und der interreligiösen Erziehung betont. Ausgehend von der Vorstellung, dass Religionsunterricht in seiner uns bekannten Form die Gefahr in sich trägt, zur Intoleranz zu erziehen, wird eine interreligiöse überkonfessionelle Form des Unterrichts vorgeschlagen, die diesen Unterricht auf Vermittlung von Informationen über Religionen, auf ein „Wissen über Religion“ reduziert. Um dementsprechend Lehrer auszubilden, wird die Errichtung eines Instituts zur Aus- und Weiterbildung von Religionslehrern beim Europarat vorgeschlagen.
 Diese Idee hat, im Hinblick auf die sehr unterschiedlichen Traditionen der Mitgliedsstaaten des Europarates, wohl nur wenig Chance, umgesetzt zu werden, aber – sie spiegelt einen Trend wieder.


Der Europarat kann nur Empfehlungen aussprechen und seine Mitglieder nicht zwingen, sie umzusetzen. Allerdings setzt er bestimmte Trends, denen sich, wie wir bereits oben gezeigt haben, viele Mitgliedsstaaten letzten Endes nur schwer entziehen können.

4. Abschluss


Um abzuschließen: Bildung und Erziehung in Europa sind noch immer die Aufgabe der Nationalstaaten in Europa, ja sogar, wie etwa in Deutschland, einzelner Bundesstaaten. Diese Bildungssysteme orientieren sich an den gewachsenen historischen Strukturen und den kulturellen Gepflogenheiten und Eigenheiten. Sie dürfen sich gleichzeitig den veränderten Bedingungen wirtschaftlicher oder sozialer Natur nicht verschließen. Die Institutionen der Europäischen Union und des Europarates dürfen nur subsidiär aktiv werden. Die delikate Aufgabe besteht letztlich darin, ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen den Herausforderungen der Zukunft, den unterschiedlichen gewachsenen Traditionen und den Bedürfnissen der einzelnen Menschen zu finden, die eben mehr sind als „Objekte arbeitsmarktorientierter Bildungspolitik“. Es bleibt, wie bereits beschrieben, die Aufgabe der COMECE, diese Entwicklungen weiter aufmerksam zu beobachten und mit Rat und Kritik – wo nötig – zu begleiten.

� Die skandinavischen Länder Dänemark, Schweden und Finnland gehören zu einer Bischofskonferenz, Zypern und Estland haben keine eigene Bischofskonferenz und im Vereinigten Königreich besteht sowohl die Bischofskonferenz von Schottland als auch die von England und Wales.
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� KOM 2004 156 vom 9. März 2004


� Office of the Commissioner for Human Rights, CommDH(2003)6rev, Strassburg 2004
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